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Vorwort










			Liebe Leserinnen und Leser, es ist uns eine besondere Ehre, Ihnen den Praxisleitfaden für die Umsetzung des Bundes-Energieeffizienzgesetzes in Österreich vorzustellen, welcher sorgfältig von einem Team erfahrener Energieauditoren und Energieauditorinnen, Rechtsexpertinnen bzw. Berater und Beraterinnen von KEC erarbeitet wurde.


			In einer Zeit, in der das Thema Energieeffizienz immer mehr in den Mittelpunkt rückt und durch rechtliche Vorgaben immer mehr Anforderungen an Unternehmen gestellt werden, ist es unerlässlich, sich mit diesen neuesten gesetzlichen Entwicklungen auseinanderzusetzen.


			Aus zahlreichen Gesprächen mit Energiebeauftragten bzw. Energiemanagern und Energiemanagerinnen sowie anderen Vertretern und Vertreterinnen von österreichischen Unternehmen wurde deutlich, dass das neue Bundes-Energieeffizienzgesetz, trotz seiner Wichtigkeit, nicht selbsterklärend ist bzw. oft auch noch Fragen dazu offenbleiben. Diese Erkenntnis hat uns bestärkt, einen praxisnahen Leitfaden zu entwickeln. Ziel dieses Leitfadens ist es, Ihnen nicht nur die gesetzlichen Rahmenbedingungen näherzubringen, sondern auch konkrete Handlungsanweisungen und innovative Ansätze für eine effiziente Umsetzung in Ihrem Unternehmen zu bieten.


			Die Umsetzung der Anforderungen gemäß Bundes-Energieeffizienzgesetz stellt eine Herausforderung dar, birgt aber zugleich großes Potenzial für Unternehmen und öffentliche Einrichtungen. Mit diesem Leitfaden möchten wir Ihnen eine klare und verständliche Anleitung bieten, die Ihnen hilft, die gesetzlichen Anforderungen zu erfüllen und diese als Chance für positive Veränderungen zu begreifen.


			In diesem Werk finden Sie eine umfassende Aufarbeitung der nunmehr geltenden rechtlichen Bestimmungen, praktische Tipps zur Umsetzung eines Energieaudits bzw. Implementierung eines Umwelt- bzw. Energiemanagementsystems und Hilfestellungen zur Erstellung eines Energieauditberichts. Unser multidisziplinäres Expertenteam aus den Bereichen Energie, Umwelt, Legal Compliance und Managementsysteme hat es sich zur Aufgabe gemacht, einen ganzheitlichen und ausgewogenen Leitfaden zu erstellen.


			Wir hoffen, dass dieser Leitfaden Ihnen wertvolle Einblicke und Anregungen bietet, um Ihre Ziele in Bezug auf Energieeffizienz zu erreichen und einen Beitrag zum Umweltschutz und zur nachhaltigen Entwicklung in Österreich zu leisten. Wir wünschen Ihnen hilfreiche Inputs und einen relevanten Nutzen für Ihre Praxis. Über Ihre Kommentare, Ihr Feedback und Ihre Verbesserungsvorschläge freuen wir uns unter verlag@austrian-standards.at.


			Feldkirchen/Wien, Mai 2024 


			Katrin Gasser, Rudolf Kanzian, Barbara Koncz, Stefan Röder-Engleder
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1 Einleitung


			Nach einem längeren Gesetzgebungsprozess wurde im Juni 2023 die lange erwartete Novelle zum Bundes-Energieeffizienzgesetz (EEffG) veröffentlicht und damit eine seit Ende 2020 bestehende gesetzliche Regelungslücke geschlossen. Dadurch wurden Vorgaben seitens der EU in nationales Recht umgesetzt und damit unter anderem die allgemeinen Anforderungen an Unternehmen sowie die spezifischen Anforderungen an Energielieferanten für die mit 2023 beginnende Phase festgelegt.


			Das Kapitel 2 des vorliegenden Praxisleitfadens widmet sich diesen rechtlichen Grundlagen. Dabei wird zunächst die Entwicklung der Anforderungen aus dem EU-Recht (Energieeffizienzrichtlinie) erläutert. Darauf aufbauend wird die nationale Umsetzung dieser Vorgaben berücksichtigt, zunächst in Bezug auf die alte Fassung des EEffG, welche die Anforderungen für die Periode bis 2020 enthalten hat. Dabei werden sowohl Anforderungen an Energielieferanten als auch an energieverbrauchende Unternehmen behandelt. Anschließend wird ausführlich auf die aktuell gültige Fassung des EEffG eingegangen. Neben den Pflichten für Energielieferanten sowie Gebäudeeigentümer und den Energieeffizienzverpflichtungen des Bundes liegt der Schwerpunkt auf den Verpflichtungen großer Unternehmen. Hier wird zunächst die für die weiteren Betrachtungen wesentliche Abgrenzung zwischen großen Unternehmen und KMUs beschrieben. In der Folge werden detailliert die Bestimmungen im EEffG zu jenen beiden Ansätzen dargestellt, mit denen große Unternehmen ihre Verpflichtungen erfüllen können: Energieaudits (Variante 1) bzw. ankerkannte Umwelt- bzw. Energiemanagementsysteme (Variante 2). Die Rechtsgrundlagen zu den damit verbundenen Berichts- und Meldepflichten sind ebenso im zweiten Kapitel zu finden wie auch die Kontroll- und Sanktionsmöglichkeiten für die zuständige Behörde (E-Control). Zum Abschluss dieses Kapitels wird kurz auf Vorschriften eingegangen, die entweder auf Basis des EEffG erlassen wurden (und somit für die Anwendung der EEffG-Bestimmungen von unmittelbarer Bedeutung sind) oder in Bezug zum EEffG stehen und z. B. für die Inanspruchnahme von Förderungen von Interesse sind.


			Im Kapitel 3 wird die Umsetzung der Anforderungen an große Unternehmen mittels Energieaudit (Variante 1) detailliert behandelt. Im Anschluss an einen kurzen Rückblick auf Erfahrungen zu Energieaudits in der Verpflichtungsperiode bis 2020 werden die aktuellen Anforderungen des EEffG an die Durchführung von Energieaudits analysiert. Dabei kommt auch der Betrachtung der drei Energieverbrauchsbereiche (Gebäude, Produktionsprozesse, Transport) und der Beurteilung, welche davon für ein Unternehmen als wesentlich einzustufen sind, große Bedeutung zu. Auch die Einbeziehung einschlägiger Normen in die Durchführung von Energieaudits wird an dieser Stelle berücksichtigt, wobei konkret die Normenreihe EN 16247[1] und die ISO 50002 betrachtet werden. Der Darstellung dieser Grundlagen folgen praktische Hilfestellungen für die Planung, Durchführung und Dokumentation von Energieaudits. Dabei wird unter anderem auch darauf hingewiesen, welche Personen in derartige Audits einzubeziehen sind und welche Unterlagen für die Abwicklung erforderlich sind. Anschließend wird näher auf die Nachweisführung mittels Energieauditbericht bzw. standardisiertem Kurzbericht und die Meldung an die E-Control eingegangen. Der letzte Abschnitt dieses Kapitels ist den Qualifikationsanforderungen an Energieauditoren und Energieauditorinnen und den damit verbundenen Meldepflichten an die E-Control gewidmet.


			Das Kapitel 4 befasst sich mit der Umsetzung der Anforderungen an große Unternehmen mittels anerkannten Umwelt- bzw. Energiemanagementsystemen (Variante 2). Dabei wird zunächst erklärt, welche Managementsysteme aus Sicht der aktuellen EEffG-Fassung anerkannt werden. Hier werden zunächst die wesentlichen Inhalte von Umweltmanagementsystemen gemäß EMAS-Verordnung bzw. ISO 14001[2] sowie von Energiemanagementsystemen gemäß ISO 50001[3] im Überblick dargestellt. Dabei wird jeweils auch darauf eingegangen, wie gut die Anforderungen des EEffG, vor allem im Hinblick auf die Erfassung und Analyse von Energiedaten bzw. die zugehörige Ableitung von Zielen und Maßnahmen, bereits durch die Anforderungen der jeweiligen Managementsystem-Normen abgedeckt sind. Anschließend werden detailliert die einzelnen Anforderungen dieser Normen den Anforderungen des EEffG an anerkannte Managementsysteme gegenübergestellt. Zudem wird – ergänzt durch Praxistipps – herausgearbeitet, welche Informationen aus dem Managementsystem für die Erstellung des standardisierten Kurzberichts von Bedeutung sind. Mit diesen Ausführungen soll auch verdeutlicht werden, welche Schritte gegebenenfalls noch bei bereits implementierten Managementsystemen zu setzen sind, um alle Verpflichtungen des EEffG (insbesondere im Hinblick auf die Vollständigkeit der Berichte) zu erfüllen. Zur Vertiefung des Themas wird auch auf die ISO 50006 betreffend Messung der energiebezogenen Leistung eingegangen.


			Im Kapitel 5 wird dann der Bezug zwischen den Verpflichtungen durch das EEffG und den künftigen Anforderungen an die Nachhaltigkeitsberichterstattung auf Basis der Corporate Sustainability Reporting Directive (CSRD) der EU sowie den damit verbundenen EU-Standards für die Nachhaltigkeitsberichterstattung (ESRS) hergestellt. 


			


			

				

					1Teil 1 bis Teil 4 der Normenreihe wurden als ÖVE/ÖNORM EN, Teil 5 als ÖNORM EN national übernommen.


				


				

					2Diese Norm wurde als ÖNORM EN ISO 14001 national übernommen.


				


				

					3Diese Norm wurde als ÖVE/ÖNORM EN ISO 50001 national übernommen.
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2 Rechtliche Grundlagen


			
2.1 Europäische Vorgaben – Die Energieeffizienzrichtlinie


			
2.1.1 EED I


			Mit dem Plan der Reduktion des Primärenergieverbrauchs der EU wurde im November 2012 die Energieeffizienzrichtlinie 2012/27/EU veröffentlicht.[4] Unter der Abkürzung EED I (Energy Efficiency Directive) bekannt, legt sie einen gemeinsamen Rahmen für Maßnahmen zur Förderung der Energieeffizienz in der EU fest. 


			Um den zunehmenden Herausforderungen wie der verstärkten Abhängigkeit von Energieimporten, knappen Energieressourcen, dem Klimawandel und Wirtschaftskrisen in der EU Einhalt zu gebieten, wird die Energieeffizienz schon seit Jahren als wertvolles Instrument erkannt.


			Das übergeordnete Ziel der EED I war es, Einsparungen beim Primärenergieverbrauch in der EU bis 2020 um 20 % gegenüber dem für 2020 prognostizierten Primärenergieverbrauch zu erreichen. In den Schlussfolgerungen des Europäischen Rates vom 8./9. März 2007 wurde deutlich hervorgehoben, dass dafür die Energieeffizienz in der EU gesteigert werden muss. Die Energieeffizienz wurde in der „Energiestrategie 2020“ der EU-Kommission auch in den Mittelpunkt der Energiestrategie der EU bis 2020 gestellt. Dazu sollte eine Energieeffizienzstrategie festgelegt werden, die es den Mitgliedsstaaten ermöglichen sollte, die Energienutzung vom Wirtschaftswachstum zu entkoppeln. In vielen Strategiepapieren, Initiativen und Aktionsplänen auf EU-Ebene war die Energieeffizienz in den Fokus gerückt. So führte schon ca. zehn Jahre vor Beginn des Ukraine-Krieges inkl. den damit verbundenen Erdgas-Engpässen in der EU ein längerer EU-Gesetzgebungsprozess zu dieser Richtlinie. Die Vorschrift wurde somit bereits zu einer Zeit erarbeitet, zu der auch die Auswirkungen des Klimawandels noch weniger stark in der öffentlichen Wahrnehmung präsent waren, als dies heute der Fall ist. 


			In den Erwägungsgründen der EED I sind ihre Ziele dargelegt: 


			+Verbesserung der Versorgungssicherheit der Union durch Verringerung des Primärenergieverbrauchs sowie der Energieeinfuhren.


			+Kostenwirksame Senkung von Treibhausgasemissionen und dadurch Abmilderung des Klimawandels.


			+Umstieg auf eine energieeffizientere Wirtschaft sowie Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit mit der Beschleunigung der Verbreitung innovativer technologischer Lösungen der Industrie in der EU. 


			+Förderung des Wirtschaftswachstums und Schaffung von hochwertigen Arbeitsplätzen in einer Reihe von Branchen, die mit Energieeffizienz zusammenhängen. 


			So wurde in Art. 3 der EED I jeder Mitgliedsstaat verpflichtet, sich selbst ein indikatives nationales Energieeffizienzziel festzulegen, das sich entweder auf den Primärenergie- oder den Endenergieverbrauch oder auf die Primärenergie- oder Endenergieeinsparungen oder die Energieintensität bezieht.


			Wesentliche Themenfelder der EED I sind


			+EU-weite und staatliche Energieeffizienzziele, 


			+Gebäuderenovierung (Art. 4), 


			+Vorgaben für öffentliche Einrichtungen:


			+Vorbildcharakter der Gebäude öffentlicher Einrichtungen (Art. 5),


			+Vorgaben für die Beschaffung öffentlicher Einrichtungen (Art. 6), 


			+Energieeffizienzverpflichtungssystem (Art. 7),


			+Energieaudits und Energiemanagementsysteme (Art. 8), 


			+Verbrauchserfassung und Abrechnungsinformationen (Art. 9, 10, 11), 


			+Programm für „informierte und kompetente Verbraucher“ (Art. 12), 


			+Förderung der Effizienz bei Wärme- und Kälteversorgung (Art. 14),


			+Energienetze: Energieumwandlung, -übertragung bzw. -fernleitung und -verteilung (Art. 15). 


			Die Mitgliedsstaaten müssen gemäß Art. 24 der EED bis zum 30. April jeden Jahres die für die Erfüllung der nationalen Energieeffizienzziele erreichten Fortschritte berichten. 


			Für Unternehmen relevant waren dabei insbesondere diese beiden Punkte:


			•Energieeffizienzverpflichtungssysteme (Art. 7)


			In der EED I aus dem Jahr 2012 war es gemäß Art. 7 für die Mitgliedsstaaten erforderlich, sogenannte „Energieeffizienzverpflichtungssysteme“ einzurichten. Mit diesem System wurden wiederum die Energieverteiler und/oder Energieeinzelhandelsunternehmen, die im Hoheitsgebiet des Mitgliedsstaats tätig sind, verpflichtet, ein kumuliertes Energiesparziel zu erreichen. 


			Energieverbrauchende Unternehmen waren jedoch indirekt ebenfalls betroffen, da Energieverteiler den Druck zur Setzung von Energieeffizienzmaßnahmen zwangsläufig auch an ihre Kunden weitergaben. 


			•Energieaudits und Energiemanagementsysteme (Art. 8)


			Zentral ist dabei die Forderung aus Art. 8 Abs. 4:


			 „(4) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass Unternehmen, die kein KMU sind, Gegenstand eines Energieaudits sind, das bis zum 5. Dezember 2015 und mindestens alle vier Jahre nach dem vorangegangenen Energieaudit in unabhängiger und kostenwirksamer Weise von qualifizierten und/oder akkreditierten Experten durchgeführt oder nach innerstaatlichem Recht von unabhängigen Behörden durchgeführt und überwacht wird.“


			Die Richtlinie verpflichtete die Mitgliedsstaaten also sicherzustellen, dass große Unternehmen sich einem Energieaudit unterziehen müssen, das bis zum 5. Dezember 2015 und danach mindestens alle vier Jahre in unabhängiger Weise von qualifizierten Experten bzw. qualifizierten Expertinnen durchgeführt wird. Dabei müssen Energieaudits gemäß Abs. 5 die Mindestkriterien nach Anhang VI erfüllen. 


			Art. 8 Abs. 6 regelt eine Ausnahme für Betriebe mit einem zertifizierten Energie- oder Umweltmanagementsystem:


			 „(6) Unternehmen, die keine KMU sind und die ein von einer unabhängigen Einrichtung nach den einschlägigen europäischen oder internationalen Normen zertifiziertes Energiemanagementsystem oder Umweltmanagementsystem einrichten, sind von den Anforderungen des Absatzes 4 freigestellt, sofern die Mitgliedstaaten sicherstellen, dass das betreffende Managementsystem ein Energieaudit anhand von Mindestkriterien auf der Grundlage des Anhangs VI umfasst.“


			Die Mitgliedsstaaten wurden in Art. 7 außerdem dazu verpflichtet, Energieaudits und Energiemanagementsysteme zu fördern. 


			Mindestkriterien für Energieaudits nach Anhang VI


			Sowohl Energieaudits als auch interne Energieaudits, die als Teil von Energie- oder Umweltmanagementsystemen durchgeführt werden, mussten die Mindestkriterien nach Anhang VI der EED I erfüllen. 


			Darin wurde für Energieaudits auf EU-Ebene festgelegt, dass 


			+sie Informationen über potenzielle Einsparungen liefern müssen, indem sie detaillierte und validierte Berechnungen für die vorgeschlagenen Maßnahmen ermöglichen und


			+herangezogene Daten zur Rückverfolgbarkeit der Leistung und für historische Analysen aufzubewahren sind.


			Darüber hinaus ist in Anhang VI der EED I vorgegeben, dass Energieaudits auf den folgenden, sehr allgemein formulierten, Leitlinien basieren müssen:


			+Sie stützen sich auf aktuelle, gemessene, belegbare Betriebsdaten zum Energieverbrauch und Lastprofilen (für Strom).


			+Sie beinhalten eine eingehende Untersuchung des Energieverbrauchs von Gebäuden oder Gruppen von Gebäuden sowie der betrieblichen Abläufe und Anlagen in der Industrie, einschließlich der Beförderung. 


			+Nach Möglichkeit basieren sie auf Lebenszyklus-Kostenanalysen anstatt auf einfachen Amortisationszeiten, damit langfristige Einsparungen, Abzinsungssätze sowie Restwerte von langfristigen Investitionen berücksichtigt werden können.


			+Für ein zuverlässiges Bild der Gesamtenergieeffizienz und die zuverlässige Ermittlung der wichtigsten Verbesserungsmöglichkeiten sind Energieaudits verhältnismäßig und ausreichend repräsentativ. 


			Nationale Umsetzung


			Die Inhalte der EED I mussten in den EU-Mitgliedsstaaten noch in nationales Recht überführt werden. Die EED I wurde am 14.11.2012 im Amtsblatt der EU veröffentlicht und trat 20 Tage später in Kraft. Gemäß Art. 28 hatten die Mitgliedsstaaten grundsätzlich bis 5. Juni 2014 Zeit, die erforderlichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften national in Kraft zu setzen, um der Richtlinie nachzukommen. 


			Die wesentlichen Inhalte wurden in Österreich durch das Bundesgesetz über die Steigerung der Energieeffizienz bei Unternehmen und dem Bund – kurz Bundes-Energieeffizienzgesetz – umgesetzt und im Rahmen des Energieeffizienzpakets des Bundes leicht verspätet im August 2014 kundgemacht.[5] Weitere Teile der EED wurden auf Bundesebene unter anderem im Bundesfinanzgesetz, Bundesvergabegesetz, im Elektrizitätswirtschafts- und -organisationsgesetz 2010, Gaswirtschaftsgesetz sowie im Heiz- und Kältekostenabrechnungsgesetz umgesetzt. Für die Bundesländer war die Anpassung an die EED von diversen Landes-Elektrizitätswirtschafts- und -organisationsgesetzen sowie Bau- und Heizungsvorschriften notwendig. 


			
2.1.2 EED II


			Die Ziele und der Geltungsbereich der Energieeffizienzrichtlinie aus dem Jahr 2012 umfassten die Periode 2015 bis inkl. dem Jahr 2020. So wurde am 19. Juni 2018 mit der Richtlinie (EU) 2018/2002 eine weiterführende Anpassung der EED veröffentlicht (EED II). Diese Änderung regelt die Energieeffizienzziele der EU-Mitgliedsstaaten bis 2030. Es soll das übergeordnete Energieeffizienzziel der Senkung des jährlichen Energieverbrauchs der EU bis 2030 um mindestens 32,5 % erreicht werden. So müssen die Mitgliedsstaaten gemäß Art. 7 grundsätzlich jährliche Einsparungen vom 1. Jänner 2021 bis 31. Dezember 2030 in der Höhe von 0,8 % des jährlichen Energieverbrauchs, gemittelt über einen 3-Jahres-Zeitraum, erreichen. Auch darüber hinaus sollen die Mitgliedsstaaten in den nächsten Zehnjahresräumen nach 2030 diese jährliche Einsparung erzielen, um die langfristigen Energie- und Klimaziele der EU für 2050 zu erreichen. 


			Eine wesentliche Änderung gegenüber der EED I besteht darin, dass Energieeffizienzverpflichtungssysteme in der bisherigen Form nun nicht mehr verpflichtend für die Mitgliedsstaaten vorgesehen sind. Mit dem zusätzlichen Art. 7a und 7b werden ergänzende Vorgaben für Energieeffizienzverpflichtungssysteme und für den Fall geregelt, wenn sich Mitgliedsstaaten dafür entscheiden, ihre Verpflichtungen zur Erreichung der Einsparung mithilfe alternativer strategischer Maßnahmen zu erfüllen. 


			Art. 8 sowie Anhang VI rund um die Anforderungen an Energieaudits blieben unverändert gegenüber der EED I. Die Pflicht zu Energieaudits bzw. Energie- oder Umweltmanagementsystemen für große Unternehmen (siehe oben) ist also nach wie vor genauso aufrecht.[6]


			Es wurde auf EU-Ebene festgelegt, dass die Mitgliedsstaaten spätestens bis 25. Juni 2020 Zeit haben, um die geänderte Richtlinie in nationales Recht umzusetzen.[7] 
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			Hinweis: Nationale Umsetzung der Energieeffizienzrichtlinie (EED) der EU


			EED I – 2012/27/EU:


			+(Altes) EEffG, BGBl. I Nr. 72/2014


			+Anpassungen in einer Reihe weiterer Gesetze: ElWOG, Gaswirtschaftsgesetz, KWK-G, Bundesvergabegesetz etc.


			+Zeitraum 2015 bis 2020


			EED II – (EU) 2018/2002:


			+EEffG idF. 2023, BGBl. I Nr. 59/2023


			+Anpassungen in einer Reihe weiterer Gesetze: Heiz- und Kältekostenabrechnungsgesetz, Umweltförderungsgesetz etc.


			+Zeitraum ab 2023


			EED III – (EU) 2023/1791:[8]


			+Umsetzung noch offen


			
2.2 Das alte EEffG – Nationale Umsetzung in Österreich bis 2020


			Wesentliche Teile der Energieeffizienzrichtlinie waren auf Bundesebene im Bundes-Energieeffizienzgesetz umzusetzen. Hier werden kurz wesentliche Eckpunkte der Stammfassung des Energieeffizienzgesetzes[9] im Hinblick auf Unternehmen für die Periode bis 2020 vorgestellt, um auch die Unterschiede zu den mittlerweile geänderten Vorgaben für die kommenden Jahre zu verdeutlichen.


			
2.2.1 Pflichten für energieverbrauchende Unternehmen bis 2020


			Zentral für Unternehmen war der inzwischen außer Kraft getretene § 9, der sogar als Verfassungsbestimmung Anforderungen für das Energiemanagement bei Unternehmen festlegte. Für die Jahre 2015 bis 2020 mussten Unternehmen, abhängig von ihrer Größe, bestimmte Maßnahmen setzen, diese dokumentieren und an die eigens hierfür geschaffene „Monitoringstelle“ melden.


			Demnach mussten große Unternehmen nach dem alten EEffG entweder


			a)in regelmäßigen Abständen, zumindest alle vier Jahre, ein externes Energieaudit durchführen, das den Anforderungen gemäß §§ 17 und 18 EEffG entsprach, oder


			b)ein zertifiziertes Energiemanagementsystem (gemäß ISO 50001[10] oder EN 16001[11]) oder zertifiziertes Umweltmanagementsystem (gemäß ISO 14001[12] oder der EMAS-Verordnung[13]) oder ein gleichwertiges, innerstaatliches anerkanntes Managementsystem einführen, dokumentieren und aufrechterhalten.
Zusätzlich zur Zertifizierung war es notwendig, ein regelmäßiges internes oder externes Energieaudit durchzuführen, das ebenfalls die Anforderungen gemäß §§ 17 und 18 EEffG erfüllen musste.


			Der Anwendungsbereich des Managementsystems sowie die Durchführung und die Ergebnisse des Energieaudits waren zu dokumentieren und deren Inhalte und gewonnene Erkenntnisse unverzüglich der nationalen Energieeffizienz-Monitoringstelle zu melden oder melden zu lassen.[14]


			Unternehmen mit anerkanntem Managementsystem konnten zwischen der Durchführung eines internen oder externen Energieaudits wählen, wobei das interne Energieaudit von nach § 17 qualifizierten Beschäftigten des eigenen Unternehmens durchgeführt werden konnte.


			Für kleine und mittlere Unternehmen (KMU) wurde festgelegt, dass sie „nach Möglichkeit“ Energieberatungen durchführen und diese regelmäßig wiederholen, die Ergebnisse dokumentieren sowie die Durchführung, Inhalt und Erkenntnisse der nationalen Energieeffizienz-Monitoringstelle melden lassen können. Hier bestand keine Verpflichtung, die Durchführung von Maßnahmen erfolgte ausschließlich auf freiwilliger Basis.


			Was unter einem großen Unternehmen verstanden wurde, konnte den ehemaligen Begriffsbestimmungen in § 2 EEffG entnommen werden und markierte eine wesentliche Grenze: 


			 „19. große Unternehmen: Unternehmen, die nicht kleine oder mittlere Unternehmen sind; 


			 20. kleine Unternehmen: Unternehmen mit höchstens 49 Beschäftigten und mit einem Umsatz von höchstens 10 Millionen Euro oder einer Bilanzsumme von höchstens 10 Millionen Euro; 


			 21. mittlere Unternehmen: Unternehmen mit höchstens 249 Beschäftigten und mit einem Umsatz von höchstens 50 Millionen Euro oder einer Bilanzsumme von höchstens 43 Millionen Euro, soweit sie nicht kleine Unternehmen sind;“


			Diese auf den ersten Blick kompliziert anmutende Formulierung entspringt der Energieeffizienzrichtlinie, die in ihren Begriffsbestimmungen erklärt, dass sich die Kategorie der Kleinstunternehmen sowie der kleinen und mittleren Unternehmen (angelehnt an die Definition aus der Empfehlung der EU-Kommission 2003/361/EG[15]) aus jenen Unternehmen zusammensetzt, die weniger als 250 Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen beschäftigen und entweder einen Jahresumsatz von maximal 50 Mio. Euro erzielen oder deren Jahresbilanzsumme höchstens 43 Mio. Euro beträgt.[16]


			Aus § 2 Z 18 bei der Definition von „Unternehmen“ ergab sich außerdem, wie Unternehmen bei der Größenschwelle zusammenzurechnen sind, denn verbrauchende Unternehmen, die zu mehr als 50 % im Eigentum eines anderen Unternehmens stehen, sind dem Mutterunternehmen zuzurechnen.


			Im inzwischen außer Kraft getretenen § 17 wurden Qualitätsstandards für Energiedienstleister bzw. Energiedienstleisterinnen (Energieberatung, Energiedienstleistung, Energieaudits) festgelegt.


			Der mittlerweile ebenfalls außer Kraft getretene § 18 enthielt kurz Mindestkriterien für Energieaudits und verwies auf den alten Anhang III mit festgelegten Mindestkriterien für Energieaudits, die bis 2020 zu berücksichtigen waren. Aus Anhang III ergab sich insbesondere die Aufteilung in die drei Energieverbrauchsbereiche Gebäude, Prozesse und Beförderung/Transport, gleichzeitig wurde auf die mit anzuwendende Norm EN 16247-1 verwiesen.


			Die Energieeffizienz-Monitoringstelle führte und aktualisierte gemäß § 24 Abs. 2 EEffG eine Liste der betroffenen großen Unternehmen. Mit Stand Oktober 2021 hatten sich dort 3.208 große Unternehmen registriert.[17]


			Das Gesetz ließ einige auslegungsbedürftige Fragen offen, die im Nachhinein im Rahmen von Katalogen an häufig gestellten Fragen (FAQs), Fact Sheets und Informationen auf der Website des zuständigen Ministeriums und der Monitoringstelle erläutert wurden.


			Beispielsweise kristallisierte sich nach einiger Zeit eine ergänzende Sonderregelung für Unternehmen mit der „Variante Managementsystem“ heraus: Es musste kein separates Energieaudit durchgeführt werden, wenn ein verpflichtetes Unternehmen im Rahmen des Managementsystems die im EEffG geforderten Inhalte für ein Energieaudit bereits erstellt hatte. Von der zertifizierenden Stelle konnte ein entsprechender „Bestätigungsvermerk“ ausgestellt werden.[18]


			
2.2.2 Pflichten für Energielieferanten – Das alte System


			In der Periode 2015 bis 2020 wurde im EEffG ein kombinierter Ansatz aus Verpflichtungssystem und alternativen strategischen Maßnahmen verfolgt. 


			So wurden in § 10 für diese Periode Energielieferanten, die in Österreich Endenergieverbraucher beliefert haben, verpflichtet, in jedem Kalenderjahr individuell die Durchführung von Energieeffizienzmaßnahmen im Umfang bestimmter Zielwerte nachzuweisen. 


			Verpflichtet waren Energielieferanten ab einem Energieabsatz von 25 GWh. Diese mussten Energieeffizienzmaßnahmen im Umfang von mindestens 0,6 % ihrer Energieabsätze an ihre Endkunden in Österreich im Vorjahr nachweisen. Kumuliert bis 2020 sollten diese Maßnahmen 159 PJ (Petajoule) umfassen. Die Maßnahmen konnten bei den Energielieferanten selbst, bei ihren eigenen Endkunden oder anderen Energieverbrauchern gesetzt werden. Die restliche Ziel-Einsparung von 151 PJ sollte durch öffentliche Stellen erreicht werden, indem Bund, Länder und Gemeinden strategische Energieeffizienzmaßnahmen initiieren und damit Einsparungen von Endenergie anstoßen würden. 


			[image: ]


			Abbildung 1


			Meldung von Energieeffizienzmaßnahmen gemäß EEffG in der Verpflichtungsperiode 2015 bis 2020


			(Quelle: eigene Darstellung)


			Energieversorgungsunternehmen (EVU) waren somit verpflichtet, umgesetzte Energieeffizienzmaßnahmen von Unternehmen und Haushalten zu „sammeln“, die bereit waren, ihre Maßnahmen an das EVU vertraglich zu übertragen, oder selbst auch Maßnahmen direkt zu setzen. Diese Energieeffizienzmaßnahmen wurden bewertet und einmal jährlich an die Energieeffizienz-Monitoringstelle gemeldet. Ziel war es, genügend Maßnahmen zu beschaffen und der Monitoringstelle nachzuweisen, dass die damit eingesparte Energiemenge (in kWh) mindestens 0,6 % des Energieabsatzes des Vorjahres abdeckt. 


			Wenn Energielieferanten dabei nicht den geforderten Wert von 0,6 % ihres Energieabsatzes erreichten, konnten sie ihre Pflicht zur Durchführung von Energieeffizienzmaßnahmen für das jeweilige Jahr auch durch Zahlung eines Ausgleichsbeitrags im entsprechenden Ausmaß erfüllen. Dieser errechnete sich durch die Multiplikation der Menge der jeweiligen nicht erreichten Einsparung mit dem Ausgleichsbetrag von 20 Cent pro fehlender kWh.[19] Es handelte sich also um einen „Strafbetrag“ im Ausmaß der nicht gemeldeten, nicht nachgewiesenen Energieeffizienzmaßnahmen. Die E-Control hätte die Befugnis gehabt, für die auf 2015 folgenden Jahre per Verordnung einen Ausgleichsbetrag im Durchschnittswert einer Energieeffizienzmaßnahme neu festzulegen. Von dieser Verordnungsermächtigung wurde allerdings kein Gebrauch gemacht. 


			Ziel war es, für Haushalte und Unternehmen einen Anreiz zu schaffen, Energieeffizienzmaßnahmen zu setzen, zu dokumentieren, zu bewerten und vertraglich an Energieversorger zu übertragen. Diese waren verpflichtet, genügend Maßnahmen zu sammeln und deren errechneten Wert in kWh der Monitoringstelle gegenüber nachzuweisen, um nicht selbst den Ausgleichsbetrag zahlen zu müssen.


			Dies führte bei Unternehmen manchmal fälschlicherweise zu der Annahme, sie seien zur Umsetzung und Meldung von Energieeffizienzmaßnahmen gesetzlich verpflichtet. Ein Mittel zur Umsetzung war allerdings, dass Energieversorger gegenüber Unternehmen Rabatte bzw. Sonderkonditionen häufig an die Übertragung von anrechenbaren Maßnahmen knüpften. 


			Insgesamt ergingen für die Jahre 2014 bis 2019 insgesamt 42.049 aktive Energieeffizienzmaßnahmen-Meldungen an die Monitoringstelle und das kumulierte Endenergieeffizienzziel von 310 PJ gemäß § 4 Abs. 1 Z 3 EEffG wurde 2019 erreicht.[20]


			Laut der Liste der Energieeffizienz-Monitoringstelle hatten sich zum Stand Oktober 2021 insgesamt 499 Energieversorgungsunternehmen registriert, die von dieser Pflicht betroffen waren.[21] 


			Auch sehr viele energieverbrauchende Unternehmen haben Maßnahmen umgesetzt und an ihre Energielieferanten übertragen. Damit diese Maßnahmen für Energielieferanten anrechenbar waren, mussten sie jedoch eine Reihe von Kriterien erfüllen. Diese wurden eine Zeit lang im „Methodendokument“ der Österreichischen Energieagentur, ab 1. Jänner 2016 in der inzwischen nicht mehr gültigen Energieeffizienz-Richtlinienverordnung (BGBl. II Nr. 394/2015) geregelt. Sie bestimmte Details zur Handhabung des Energieeffizienz-Verpflichtungssystems. Enthalten waren 


			+Grundsätze der Messmethodik und Evaluierungssystematik sowie Regelungen über die Bewertung und Zurechnung von Energieeffizienzmaßnahmen gemäß EEffG,


			+die Dokumentation von Energieeffizienzmaßnahmen gemäß EEffG betreffend die Art, den Inhalt und die Ausstattung der Unterlagen sowie sonstige Voraussetzungen,


			+Bestimmungen über die Sammlung der dokumentierten Daten bei der nationalen Energieeffizienz-Monitoringstelle gemäß § 24 EEffG und die Kontrollrechte der Monitoringstelle.[22]


			So startete ein System zur Übertragung und zum Handel mit Energieeffizienzmaßnahmen. 


			Damit gesetzte Maßnahmen auch nicht ihre Gültigkeit verlieren, mussten sie von Unternehmen oder Energielieferanten jeweils bis spätestens 14. Februar des Folgejahres an die Monitoringstelle gemeldet werden. Bei von Unternehmen selbst gesetzten Maßnahmen konnten diese bei der ersten Übertragung der Maßnahme auch erst zu einem späteren Zeitpunkt an Energielieferanten übertragen werden, eine Weiterübertragung nach dem 14. Februar des Folgejahres war nicht mehr möglich. Unternehmen hatten also die Wahl, Maßnahmen sofort zu übertragen oder diese aufzuheben und später zu übertragen, um eventuell im Folgejahr einen größeren „Handelswert“ der Maßnahme zu erreichen. Für die Meldung der Maßnahmen brauchten die Unternehmen einen Zugang zur Anwendung des Energieeffizienzgesetzes im Unternehmensserviceportal (USP).[23]


			Darüber hinaus war die Weitergabe von Maßnahmen ausgeschlossen, für die eine Förderung in Anspruch genommen wurde, da diese sonst in der Gesamt-Statistik doppelt gezählt worden wäre, da sie auch zu den „strategischen Maßnahmen“ des Bundes zählten. So blieb für viele Unternehmen im System des alten EEffG die Entscheidung bzw. Rechnung, für eine bestimmte Investition in eine Energieeffizienzmaßnahme entweder eine Förderung in Anspruch zu nehmen oder die Maßnahme weiter zu übertragen und dadurch einen Vorteil (Lieferkonditionen, Direktzahlung) zu lukrieren. 


			Darüber hinaus bestand für Energielieferanten, die als mittleres oder großes Unternehmen galten, auch die Pflicht zur Einrichtung einer Beratungs- und Anlaufstelle für Endverbraucher. 


			Auch bei den Pflichten für Energielieferanten bzw. bei Details zur Handhabung und Dokumentation der Maßnahmen wurden offene Fragen und auslegungsbedürftige Vorgangsweisen häufig durch Informationen auf der Website der Monitoringstelle und auch durch einen umfangreichen Leitfaden des Bundesministeriums für Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft für Energielieferantanten erläutert.
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